
Auszug OZG – Onlinezugangsgesetz:

§ 1 
Portalverbund für digitale Verwaltungsleistungen

(1) Bund und Länder sind verpflichtet, bis spätestens zum Ablauf des fünften auf die
Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres ihre Verwaltungsleistungen auch
elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten.

(2) Bund und Länder sind verpflichtet, ihre Verwaltungsportale miteinander zu einem
Portalverbund zu verknüpfen.

Auszug ThürEGovG – E-Government-Gesetz:

§ 1

Begriffsdefinition E-Government, Ziel und Geltungsbereich

(1) E-Government ist die Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit
Regieren und Verwalten (Government) mit Hilfe von Informations- und
Kommunikationstechniken über elektronische Medien. Der Einsatz von digitalen
Informations- und Kommunikationstechniken vereinfacht die Durchführung von Prozessen
zur Information, Kommunikation und Transaktion in und zwischen staatlichen Institutionen
sowie zwischen diesen und den Bürgern oder juristischen Personen.

(2) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Grundlagen für eine einfache elektronische
Kommunikation mit und innerhalb der öffentlichen Verwaltung sowie für elektronische und
medienbruchfreie Kommunikations- und Bearbeitungsprozesse in der öffentlichen Verwaltung
zu schaffen.

(3) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden des
Landes sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften und
Anstalten des öffentlichen Rechts. Dieses Gesetz gilt ferner für die öffentlich-rechtliche
Verwaltungstätigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern sie aufgrund der
nachfolgenden Vorgaben dieses Gesetzes zur Erfüllung verpflichtet sind. Behörde im Sinne
dieses Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt.

Auszug ThürKo – Thüringer Kommunalordnung

§ 29
Aufgaben des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und bestimmt die Geschäftsverteilung.
Er vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und der Ausschüsse.

(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit

1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde, die für
die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen
Verpflichtungen erwarten lassen, und

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Gemeinde (§ 3).


